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Text 

Bundesverwaltungsgericht, Mitwirkung fachkundiger Laienrichter/Laienrichterinnen 

§ 347b. (1) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts hat in Angelegenheiten nach § 347a 
durch einen Senat zu erfolgen, der aus dem/der Senatsvorsitzenden und vier fachkundigen 
Laienrichtern/Laienrichterinnen besteht, wobei davon zwei Ärzte/Ärztinnen sind und zwei spezifische 
Kenntnisse auf dem Gebiet des Gesundheits- und des Sozialversicherungswesens haben müssen. Die 
Zusammensetzung der Laienrichter/Laienrichterinnen im Senat hat das paritätische Nominierungsrecht 
nach Abs. 2 abzubilden. 

(2) Die fachkundigen Laienrichter/Laienrichterinnen werden vom Bundeskanzler auf Vorschlag der 
Österreichischen Ärztekammer und des Hauptverbandes bestellt. Die Österreichische Ärztekammer und 
der Hauptverband haben jeweils in ihren Vorschlägen Ärzte/Ärztinnen und Experten/Expertinnen mit 
spezifischen Kenntnissen im Gesundheits- und Sozialversicherungswesen namhaft zu machen. Für die 
fachkundigen Laienrichter/Laienrichterinnen sind Stellvertreter/Stellvertreterinnen in gleicher Anzahl und 
auf dieselbe Weise zu bestellen. Im Falle von Beschwerden gegen Bescheide der Paritätischen 
Schiedskommissionen dürfen Versicherungsvertreter/Versicherungsvertreterinnen und 
Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen jenes Versicherungsträgers sowie Angehörige und 
Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen jener Ärztekammer, die Vertragsparteien des Gesamtvertrages sind, auf 
dem ein streitgegenständlicher Einzelvertrag beruht, im jeweiligen Verfahren nicht 
Laienrichter/Laienrichterin sein; das Gleiche gilt für Personen, die bei der Erarbeitung der Richtlinie nach 
§ 347 Abs. 5 mitgewirkt haben, wenn in einem Verfahren die Richtlinie anzuwenden ist.“ 
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(3) Die Kosten des Verfahrens tragen je zur Hälfte die in Betracht kommende gesetzliche 
Interessenvertretung und der beteiligte Versicherungsträger (Hauptverband). 
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